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Zur Praxis der kaiſerlichen Berordnung vom 
20. April 1854, R. G. Bl. Mr. 96. 


Ein Beitrag zum Öfterreichifchen Preßrechte. 
Von Dr. Fritz Karminski. 

Die ſchleſiſche Landesregierung hat in einer jüngſt erfloſſenen 
bemerkenswerthen Entſcheidung in einer ſehr controverſen Frage des 
öſterreichiſchen Preßrechtes Stellung genommen. Bei der über den ent- 
ſchiedenen einzelnen Fall hinausreichenden Tragweite der in dieſem 
Judicate feſtgehaltenen Rechtsanſchauung wird eine Erörterung des— 
ſelben gewiß allgemeinerem Intereſſe begeguen. 

Der Rechtsfall felbſt liegt wie folgt: 

Bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in J. erſchien der Litho- 


graph A. T. mit der Anſrage, ob gegen die Herſtellung von Placaten 
und Vignetten nach dem gleichzeitig vorgelegten lithographiſchen Mufter- | 


abzuge behördlicherſeits ein Anſtand nicht erhoben würde. Dieſe Pla⸗ 
eate und Vignetten hatte der als antiſemitiſch geſinnt geltende Liqueur⸗ 
fabrikant G. G. in J. für einen von demſelben unter der Bezeichnung 
„katholiſche Miſchung“ in den Handel zu bringenden Liqueur an— 
fertigen laſſen und iſt auf denſelben in der einen Ecke ein Verkäuſer, 
welcher einem — offenbar — geiſtlichen Herrn ein Gläschen (mahr- 
ſcheinlich) der „katholiſchen Miſchung“ verabreicht, dargeſtellt, während 
eine in die andere Ecke geſtellte, lächerlich gehaltene Figur eines 
Juden (in Kaftan und Schläfenlöckchen) über den in der anderen 
Gruppe verſinnbildlichten Vorgang dermaßen in Schrecken geräth, daß 
ihm der Stock aus der Hand fällt. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft hat über das von dem bezeich— 
neten Inhaber des Preßgewerbes wiederholte Einſchreiten unterm 
17. Februar d. J., Z. 3104, den nachſtehenden Beſcheid hinausgegeben: 

„Ueber die am heutigen Tage hieramts geſtellte Anfrage, ob die 
Vervielfältigung und Veröffentlichung der ſeitens der Firma G. G., 
Liqueurfabrikant in J., beſtellten Placate und Vignetten auf Liqueur⸗ 
flaſchen nach dem hieramts überreichten lithographirten Muſter mit der 
Aufſchriſt „katholiſche Miſchung“ zuläſſig iſt, finde ich mich beſtimmt, 


der 88 7 und 11 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, 
R. G. Bl. Nr. 96, zu unterſagen, weil dieſelbe nach den hierbezirkigen 
Verhältniſſen geeignet iſt, unter den Angehörigen der jüdiſchen Reli⸗ 
gionsgenoſſenſchaſt öffentliches Aergerniß zu erregen. Hievon werden 
Sie mit dem Berfage verſtändigt, daß jedes Zuwiderhandeln gegen 
das vorliegende Verbot nach Maßgabe der Strafbeſtimmungen der 
obeitirten kaiſ. Verordnung geahndet werden wird.“. ... 

Ueber dieſen Beſcheid wandte ſich G. G. durch ſeinen Rechts— 
freund an die k. k. Staatsauwaltſchaft in T. mit der Bitte, die an— 
gefochtene bezirkshauptmannſchaftliche Verfügung im Hinblicke auf die 
in dem vorliegenden Falle allein platzgreifenden Beſtimmungen des 
Preßgeſetzes „in das geſetzliche Verfahren zu leiten“, welches Ein- 
ſchreiten unterm 25. Februar d. J., Z. 394, wie folgt verbeſchieden 
wurde: 

„Die gefertigte k. k. Staatsanwaltſchaft iſt nicht in der Lage, 
über dieſe Eingabe etwas zu verfügen. 

Nach § 487 St. P. O. hat die Sicherheitsbehörde nur die 
Beſchlagnahme von Druckſchriften, welche gegen die Vorſchriften des 
Preßgeſetzes ausgegeben oder verbreitet werden, oder welche 
ihres Inhaltes wegen im öffentlichen Intereſſe gerichtlich zu verfolgen 
ſind, dem Staatsanwalte zur weiteren Amtshandlung anzuzeigen. 

Eine ſolche Beſchlagnahme liegt jedoch im gegebenen Falle nicht 
vor, da es ſich hier weder um eine gegen die Vorſchrift des Preß 
geſetzes ausgegebene oder verbreitete Druckſchrift, noch um eine 
ſolche Druckſchrift handelt, deren Inhalt eine gerichtlich ſtrafbare Hand— 
lung begründet. Die von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in J. 
getroffene Maßregel beſteht, wie aus dem producirten Beſcheide 
derſelben vom 17. Februar d. J., 3. 3104, hervorgeht, vielleicht nur 
darin, daß dieſelbe die Anfertigung einer in der Druckerei des A. T. 
in J. von G. G. nach einem vorgelegten Muſter beſtellten Ankündigung 
und Vignette wegen des nach dieſem Muſter zu beſorgenden öffent- 
lichen Aergerniſſes gemäß 88 7 und 11 der kaiſ. Verordnung vom 
20 April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, verboten hat, welche, da nicht 
ſpeciell gegen die Preſſe erlaſſen, durch $ 1 des Preßgeſetzes vom 
17. December 1862 nicht aufgehoben oder in ihrer Anwendung ein⸗ 
geſchränkt worden iſt. 

Es handelt ſich ſomit nicht um eine zur gerichtlichen Competenz 
gehörige preßrechtliche Maßregel, ſondern lediglich um ein polizeiliches 
Verbot, deſſen Geſetzmäßigkeit die Staatsanwaltſchaft nicht zu beur⸗ 
theilen hat, da zur Handhabung der bezogenen kaiſ. Verordnung die 
politiſchen Behörden berufen ſind.“ 

Gleichzeitig mit dem obengedachten Einſchreiten bei der Staats⸗ 
anwaltſchaft überreichte G. G. durch ſeinen Vertreter auch den Recurs 
wider die in Rede ſtehende bezirksbehördliche Verfügung bei der k. k. 
ſchleſiſchen Landesregierung und führte in demſelben insbeſondere aus, 
daß die angefochtene Verfügung erſtlich gegen beſtehende Geſetze ver- 
ſtoße und daß ſie, auch abgeſehen hievon, einer „materiellen Begründung“ 


die Vervielfältigung und Veröffentlichung dieſer Vignetten im Grunde entbehre. Der angerufene $ 11 der kaiſ. Verordnung, heißt es unter 


Anderem, jei auf den vorliegenden Thatbeſtand gar nicht anwendbar, 
weil dieſe Beſtimmung nur auf Perſonen ſich beziehe, welche durch 
ihr Benehmen an öffentlichen Orten ſich allenfalls in Strafe bringen 
könnten. Das Aufkleben einer Vignette auf eine Liqueurflaſche und der 
Anſchlag einer gewerblichen Ankündigung wären kein polizeiwidriges 
Verhalten an öffentlichen Verſammlungsorten Abgeſehen hievon wäre 
aber auch die Anwendung der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 
auf Preßerzeugniſſe durch 8 1 P. G., welches für die Preſſe eine lex 
specialissima ſchaffe, entſchieden ausgeſchloſſen. Es wird daher mit 
der weiteren Argumentation, daß wenn der Inhalt dieſer Placate und 
Vignetten nicht nach dem allgemeinen Strafgeſetze ſtrafbar wäre, der- 
ſelbe überhaupt ſtraflos bleiben müſſe, die gänzliche Behebung des 
recucrirten Beſcheides begehrt. 

Die k k. Landesregierung hat nun als Berufungsinſtanz unterm 
23. März 1886, 3. 3405, hierüber wie folgt erkannt: 

„Ueber den von G. G., Liqueurfabrikanten in J., durch Dr. F. 
M., Advocaten in T., in offener Friſt eingebrachten Recurs findet die 
k. k. Landesregierung den d. ä. Beſcheid vom 17. Februar d. J., 


3. 3104, mit welchem die Vervielfältigung und die Veröffentlichung 


von nach ihrer bildlichen Darſtellung zur Erregung öffentlichen Aerger— 
niſſes geeigneten Placaten und Vignetten für einen „katholiſche Miſchung“ 
zu benennenden Liqueur aus der Fabrik des Recurrenten im Grunde der 
88 7 und 11 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. 
Nr. 96, unterſagt wurde, inſoweit dieſes Verbot die Vervielfälti⸗ 
gung der gedachten Placate und Vignetten betrifft, als im Geſetze 
nicht begründet gänzlich zu beheben Inſoweit dieſes verhängte Verbot 
ſich aber auf die Veröffentlichung dieſer Preßerzeugniſſe bezieht, 
findet die k. k. Landesregierung auszuſprechen, daß die Veröffentlichung 


derartiger Aergerniß erregender Darſtellungen auch ohne die Ver 


fügung eines beſonderen Verbotes nach Maßgabe des § 11 
der oben berufenen kaiſ. Verordnung der Beſtrafung unterliegt. 

Dieſe Entſcheidung gründet ſich auf die nachſtehende Erwägung: 

Die nach dem vorgelegten lithographirten Muſter von A. T. in 
J. für den Recurrenten anzufertigenden Placate und Vignetten für 
einen von Letzterem unter der Bezeichnung „katholiſche Miſchung“ in 
den Handel zu bringenden Liqueur ſind als Preßerzeugniſſe im Sinne 
des Preßgeſetzes vom 17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 6 ex 1863, 
anzuſehen und ſtellt ſich ſohin die Erlaſſung des Vervielfältigungs⸗ d. i. 
des Erzeugungsverbotes derſelben als eine im Preßgeſetze nicht begründete 
und auch dem jede vorgängige Cenſur eines Preßerzeugniſſes aus- 
ſchließenden Artikel 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R. G. Bl. Nr. 142, über die allgemeinen Rechte der Staats⸗ 
bürger, widerſtreitende Präventivmaßregel dar, welche daher außer 
Kraft geſetzt werden muß. 

Anderſeits unterliegt es jedoch keinem Zweifel, daß die Ver— 
öffentlichung der mehrerwähnten Placate und Vignetten vermöge ihrer 
kundbar antiſemitiſchen Tendenz — nicht allein bei der iſraelitiſchen 
Bevölkerung, ſondern auch in allen jenen einſichtsvollen Kreiſen, welche 
derlei, die Bewohner des Staates untereinander verhetzenden Beſtrebungen 
verurtheilen — öffentliches Aergerniß zu geben geeignet ſind. Nach § 11 
der citirten kaiſ. Verordnung find aber Aergerniß gebende Handlungen 
— und als eine ſolche iſt auch die Veröffentlichung derartiger bildlicher 
Darſtellungen anzuſehen — inſofern ſie an öffentlichen Orten erfolgen, 
der dort feſtgeſetzten Strafe unterworfen und muß daher rückſichtlich der 
Statthaftigkeit einer Veröffentlichung der mehrerwähnten Placate und 
Vignetten auf die diesfalls bereits beſtehende Strafbeſtimmung ver- 
wieſen werden. 

Dieſe Beſtimmung des § 11 der kaiſ. Verordnung iſt nämlich 
in ihrer Anwendbarkeit auf Preßerzeugniſſe durch § 1 des Preßgeſetzes 
ſchon deshalb nicht aufgehoben oder eingeſchränkt, weil dieſe kaiſ. 
Verordnung nicht ſpeciell gegen die Preſſe erlaſſen iſt und 8 1 P. G. 
insbeſondere kein einziges, irgend eine Handlung als ſtrafbar erklärendes 
ſpecielles (Polizei-) Strafgeſetz aufhebt, ſondern vielmehr ausdrücklich 
alle „beſtehenden Strafgeſetze“ — und zu dieſen gehören unzweifelhaft 
auch die beſtehenden Polizei-Strafgeſetze, wie die hier berufene fail. 
Verorduung — auch für die Preſſe aufrecht hält. 

Wenn auch die in Rede ſtehenden Placate und Vignetten laut 
des vorgelegten Muſters nicht geeignet ſein mögen, den Thatbeſtand 
des Vergehens nach §8 302 St. G. zu begründen, jo folgt daraus 
noch nicht, daß dieſe hart an der Schneide des nach dieſer ſtrafgeſetzlichen 
Beſtimmung Unerlaubten ſich bewegenden, oſtentativ auf die Verhöhnung 
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einer geſetzlich anerkannten Religionsgeſellſchaft abzielenden Darſtellungen 
ohneweiters zuläſſig ſein und in jedem Falle ſtraflos bleiben müſſen. 
Vielmehr conſtituiren dieſe Placate und Vignetten vermöge ihrer Aergerniß 
gebenden Tendenz den Thatbeſtand der Uebertretung nach § 11 der 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 in dem Momente, wo ſie in 
einer in § 11 gedachten Weiſe, durch Aushängen, Anſchlag, Ausſtellen 
von mit derlei Vignetten verſehenen Flaſchen, Gläſern u. ſ. w. oder 
wie immer anders an oder in wie immer Namen habenden öffentlichen 
Orten und Localen, die Verſchleißlocale und deren Schaufenſter 
mitinbegriffen, zur Veröffentlichung gelangen und hiedurch Aergerniß 
gegeben wird. 

Inſofern alſo in dem bezüglich dieſer Placate und Vignetten 
verfügten Verbote der Veröffentlichung nur der Hinweis auf die im 
Uebertretungsfalle nach Maßgabe des § 11 der kaiſ. Verordnung vom 
20. April 1854 ipso facto eintretende Strafbarkeit einer ſolchen 
Aergerniß gebenden Veröffentlichung gelegen iſt, ſo muß dieſer Hinweis 
als gerechtfertigt erkannt werden“... 

Läßt man den caſſatoriſchen Theil dieſer Entſcheidung, deſſen 
Begründung ) ja ſelbſtredend iſt, gänzlich außer Betracht, fo wäre aus 
dieſem Judicate dreierlei als die Rechtsanſchauung der judicirenden 
Berufungsinſtanz hervorzuheben: 

1. § 11 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, 
R. G. Bl. Nr. 96, iſt auch auf die Preſſe anwendbar. 

2. Die Competenz zur Verhandlung und Entſcheidung 
über derartige durch die Preſſe begangene Uebertretungen 
dieſes $ 11 ſteht den politiſchen Behörden zu. 

3. Auch durch Veröffentlichung von Druckſchriften kann 
unter den Vorausſetzungen des $ 11 der eitirten kaiſ. Ver— 
ordnung der ebendort umſchriebene Thatbeſtand eines polizei— 
widrigen Verhaltens an öffentliden Orten, wodurch ein 
Aergerniß gegeben wird, conſtituirt werden. 

Faſſen wir zunächſt den erſten Punkt in's Auge, ſo werden 
wir die in demſelben gekennzeichnete Rechtsanſchauung auch durch die 
communis doctorum opinio als die richtige feſtgehalten finden. Wenn 
auch die Frage der Anwendbarkeit des § 11 cit. in der Doctrin nicht 
unbeſtritten geblieben iſt, ſo hat doch deren Verneinung nur in 
Schrott einen Vertreter?) gefunden, welcher weitergehend die principielle 
Behauptung aufſtellt, daß polizeiliche Strafdrohungen überhaupt ſich 
nicht mehr auf den Inhalt von Druckſchriften erſtrecken. Dagegen ſtimmen 
Lienbacher und Liszt in der Bejahung der Frage überein. „Das 
Preßgeſetz hebt nicht ein einziges Strafgeſetz auf,“ — ſo begründet 
Lienbacher ) feine Anſchauung — „welches irgend eine Handlung 
oder Aeußerung als ſtrafbar erklärt. . .. Was immer daher durch 
irgend ein Geſetz für ſtrafbar erklärt wird, bleibt auch dann ſtrafbar, 
wenn es durch die Preſſe verübt wird. . . . Die in der Praxis 
erhobenen Zweifel rechtfertigen den Hinweis darauf, daß unmöglich 
etwas an ſich Strafbares blos deshalb ſtraflos ſein könne, weil es im 
Sinne des 8 4 P G. durch mechaniſche oder chemiſche Vervielfältigung 
eine größere Publicität erhielt, da doch letztere vielmehr vom Geſetze 
ſelbſt als geeignet erkannt wird, die Strafbarkeit zu ſteigern.“ ) Liszts) 
wieder ſtellt ſich auf den Standpunkt, daß die Verordnung vom 
20. April 1854 nicht ſpeciell gegen die Preſſe erlaſſen wurde und 


) Die der angefochtenen bezirksbehördlichen Verfügung ſtillſchweigend 
unterlegte Annahme, als ob die fraglichen Placate und Vignetten, weil ſie ja 
weder Erzeugniſſe der Literatur und Kunſt noch ſtreng genommen ſolche der 
Drucke rpreſſe wären, als etwas Anderes als Preßerzeugniſſe rechtlich angeſehen 
werden könnten, iſt ſchon durch die Beſtimmungen der $$ 9, Al. 2 und 23, Al. 3 

G. im Zuſammenhalte mit $ 15: 1 G. O. ausgeſchloſſen. Es käme demnach 
die Erlaſſung eines ſolchen präventiven Vervielfältigungsverbotes u. A. auch einer 
Amtshandlung über ein noch gar nicht vorhandenes Object gleich, indem das 
Preßerzeugniß erſt mit dem Beginne ſeiner factiſchen Ausgabe preßrechtlich 
exiſtent wird und erſt an dieſen Moment überhaupt irgend eine preßpolizeiliche und 
preßſtrafrechtliche Beſtimmung ſich knüpfen könnte. Daß weiters die Erlaſſung 
eines lediglich individuellen Verbotes ad hoc eine mißverſtändliche 
Praxis des 8 7 kaiſ. Vdg. bedeute, ſoll hier nur nebenbei bemerkt werden. 

2) Gerichtshalle 1868, Nr. 16. 2 

3) Lienbacher, Praktiſche Erläuterungen des öſterr. Preßgeſetzes, S. 1. 

5) Es wäre ſtrittig, ob die Begehung der Uebertretung des $ 11 durch 
die Preſſe als ein Erſchwerungsumſtand in Betracht zu ziehen ſein würde. In 
§ 28 des geltenden Preßgeſetzes iſt eine ſolche Norm ebenſo wenig wie im 8 11 
der kaiſ. Verordnung gegeben und dürſte es daher richtiger ſein, von dieſem in 
§ 15 der niemals wirkſam gewordenen Pillerstorff'ſchen proviſoriſchen Preßvor⸗ 
ſchrift vom 31. März 1848 geſchaffenen Erſchwerungsumſtande abzuſehen. 

5) Liszt, Oeſterreichiſches Preßrecht, S. 35. 


demnach nicht als durch §S 1 P. G. aufgehoben betrachtet werden könne. 
Auch die Prapis ſchloß ſich in den wenigen bekannt gewordenen Fällen 9) 
dieſer Anſchauung an, wie aus dem bei Lienbacher loc. cit. ange⸗ 
führten oberlandesgerichtlichen Erkenntniſſe vom 8. Jänner 1867 und 
dann auch aus der Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 
29. December 1869, 3. 12.627, hervorgeht.?) 

Die ſchleſiſche Landesregierung hat in dem 
wie aus der obenſtehenden Entſcheidung erhellt, 
Lienbacher's und Lis zt's zu der ihren gemacht 
hervorgehoben, daß die fragliche kaiſ. Verordnung unter den in 8 1 
P. G. expressis verbis auch für die Preſſe aufrecht erhaltenen 
„beſtehenden Strafgeſetzen e)“ inbegriffen iſt, was zweifelsohne als ein 
vollkommen giltiges Argument erſcheint. 

Die „beſtehenden Strafgeſetze“ umfaßten ſchon zur Zeit des 
Geltungsbeginnes des Preßgeſetzes außer dem allgemeinen Straf— 
geſetze vom 5. Mai 1852 auch das Militärſtrafgeſetz vom 
15. Jänner 1855, das Gefällsſtrafgeſetz vom 11. Juli 1835 
und ebenſo alle geltenden Polizeiſtrafgeſetze, wenn dieſe zuſammen⸗ 
faſſende Bezeichnung für die in allen Ecken und Richtungen zerſtreuten 
polizeiſtrafrechtlichen Geſetze und Verordnungen geſtattet iſt. Auch in 
828 P. G. wird in Betreff der Strafbarkeit des Inhaltes einer 
Druckſchrift ausdrücklich auf die Anwendung der Beſtimmungen der 
beſtehenden Strafgeſetze hingewieſen. Eine Begrenzung der durch den 
Inhalt einer Druckſchrift möglichen ſtrafbaren Handlungen auf beſtimmt 
angeführte Kategorien derſelben, wie etwa in § 16 der niemals in's 
Leben getretenen Pillerstorff'ſchen proviſoriſchen Preßvorſchrift vom 
31. März 1848, iſt nach dem geltenden Preßgeſetze nirgends gegeben 
und darf ſomit dem mehr negativen Argument der durch $ 1 P. G. 
nicht erfolgten Einſchränkung der Geltung der mehrberufenen a. h. 
Verordnung auch das poſitive ihrer affirmativen Aufrechthaltung 
durch das geltende Preßgefetz an die Seite geſtellt werden. 

Damit dürfte unſere erſte Frage ſo ziemlich außer Streit geſtellt 
erſcheinen. 


vorliegenden Falle, 
die Argumentation 
und nebftdem auch 


(Schluß folgt.) 


6) In dem einen dieſer Fälle erkannte das Oberlandesgericht übereinſtimmend 
mit dem Landesgerichte, daß das Leerlaſſen des Raumes, den ein confiscirter 
Artikel in der confiscirten Nummer einnahm, bei Veranſtaltung einer zweiten 
Ausgabe eine nach $ 11 kaiſ. Vdg. vom 20. April 1854 ſtrafbare „demonſtrative 
Verhöhnung“ begründe. In dem oberſtgerichtlichen Judicate handelte es ſich 
um die Beſtrafung des J. K. als Verſaſſers des Aufſatzes „Da ſtehe ich nun“ 
wegen des die Uebertretung nach $ 11 eit. begründenden Inhaltes dieſer 
Druckſchrift. 

) Auch der früher angeführte Beſcheid der k. k. Staatsanwaltſchaft in T. 
hält mit der Liszt'ſchen Begründung an der Geltung der mehrerwähnten a. h. 
Verordnung auch für die Preſſe feſt. 

e) Daß aber die kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, 
zu den beſtehenden Geſetzen gehöre, daß dieſe a. h. Verordnung weder abrogirt 
noch in einem weſentlichen Theile derogirt wurde (wirklich derogirt ſind nur 
Abſatz 2 des 5 11 und Abſatz 2 des § 15 derſelben), darüber kann füglich kein 
ernſter Streit ſein. Es iſt eben nicht ernſt zu nehmen, wenn in Beſchwerdeſchriften, 
welche Gegenſtand reichsgerichtlicher Cognition waren, immer wieder die Behauptung 
vorgebracht wird, die Faif. Verordnung vom 20. April 1854 ſei durch unſere 
Verfaſſungsgeſetzgebung aufgehoben. Da bei auch nur flüchtiger Erwägung der 
Geſetzeslage erkannt werden mußte, daß dieſes Argument mit Rückſicht auf die 
mannigfachen, unter einander jo disparaten und die Verſaſſungsgeſetze in weſent⸗ 
lichen Beſtimmungen nicht unmittelbar berührenden Materien, welche in dieſer 
Verordnung behandelt ſind, auch nicht im Entfernteſten geeignet erſcheint, die 
Derogirung der ganzen Verordnung auch nur oberflächlich zu beweiſen, ſo 
beliebte es in der Folge, mit dieſer Argumentation nur noch die Rechtsbeſtändigkeit 
des § 11 derſelben anzufechten und zu behaupten, daß $ 11 durch das Staats⸗ 
grundgeſetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger und insbeſondere durch 
deſſen Art. 8 und 13 aufgehoben, weil mit demſelben unvereinbar ſei. Das 
Reichsgericht — andere juriſtiſche Autoritäten haben, wie dies in dem Verlaufe 
diefer Abhandlung erhellt, derartige Zweifel gleichfalls gar nicht aufkommen 
laſſen — hat nun derlei Einwendungen conſtant und ſo insbeſondere in den 
Erkenntnifſen vom 24. October 1878, Z. 216, vom 25. October 1879, Z. 203, 
vom 21. April 1884, Z. 52 (Hye's Sammlung Nr. 172, 202, 295), mit aus⸗ 
führlicher Begründung als völlig unhaltbar zurückgewieſen und hat dieſe conftante 
Cognition den Erfolg gehabt, daß — wie dies in dem letztangeführten Erkenntniſſe 
hervorgehoben iſt — die andauernde Giltigkeit unſerer Verordnung vor dem 
Reichsgerichte in der Regel nicht mehr beſtritten wird. Ueber die manchmal 
— ſo auch in einem unſern Fall betreffenden Recurſe — gewagte Behauptung, die 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, gehöre ſchon darum 
nicht zu den „beſtehenden Geſetzen“, weil fie überhaupt kein Geſe tz, ſondern 
blos eine Verordnung ſei, dürfen wir wohl ohne jede entgegnende Bemerkung 
zur Tagesordnung übergehen. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zu den Vorausſetzungen des Thatbeſtandes der Uebertretung der 
beleidigenden Schreibart nach § 12, lit. e der kaiſ. Verordnung 
vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96. 


Der Advocat Dr. C. brachte im April 1885 als Vertreter der 
Eheleute H. in K., polit. Bez. L., bei dem Verwaltungsgerichtshofe eine 
Beſchwerde gegen eine Entſcheidung des Ackerbauminifteriums ein. Dieſe 
Beſchwerde gelangte an das belangte Ackerbauminiſterium zur Erſtattung 
der Gegenſchrift. Das Ackerbauminiſterium erachtete ſich durch einen in 
der Beſchwerde enthaltenen Paſſus, welcher beſagte, daß das Aderbau- 
miniſterium wiſſentlich ungeſetzliche Entſcheidungen fälle, verletzt und 
erſuchte daher die Statthalterei um Delegirung einer l. f. Behörde zur 
Durchführung des Strafverfahrens gegen Dr. C. als Verfaſſer der 
Beſchwerde, weil es bei dem Umftande, als ein Pare der Beſchwerde 
der belangten Behörde mitgetheilt werden muß und die Beſchwerde an 
der Außenſeite mit der Bezeichnung: „Dem h. k. k. Ackerbauminiſterium“ 
verfehen iſt, jene Vorausſetzungen, unter welchen nach § 12, lit. e der 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 ſtrafweiſe vorgegangen werden 
kann, als vorhanden erachtete. 

Die Statthalterei beauftragte die Polizeidirection mit der Durch⸗ 
führung der Strafamtshandlung gegen Dr. C. 

Ueber Auftrag der Polizeidirection leitete nun das Polizeicommiſſariat 
die Strafamtshandlung wegen beleidigender Schreibweiſe gegen Dr. C. 
ein. Dr. C. brachte jedoch eine Vorſtellung hiegegen ein, in welcher er 
die Competenz der Polizeidirection und die Anwendbarkeit der fait. 
Verordnung vom 20. April 1854 beſtritt, weil zur Behandlung des 
vorliegenden Falles nur der Richter oder der Disciplinarausſchuß 
der Advocatenkammer berufen ſei und weil § 12, lit. e der bezogenen 
kaiſ. Verordnung durch § 1 des Staatsgrundgeſetzes vom 27. October 
1862, R. G. Bl. Nr. 87, und Art. XIII des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, ferner Art. II, IV 
und XIV des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 144, aufgehoben ſei. 

Dieſe Vorſtellung wurde an die Statthalterei geleitet und von 
dieſer mit Erlaß vom 9. Mai 1885, 3. 27.691, als unbegründet 
zurückgewieſen. 

Auf Grund dieſer Entſcheidung nahm das Polizeicommiſſariat die 
Strafverhandlung wieder auf und verurtheilte Dr. C. mit Erkenntniß 
vom 16. Juni 1885, Z. 1636, auf Grund der bezogenen kaiſ. Ver⸗ 
ordnung zu 25 fl., eventuell 5 Tagen Arreſt. 

Dr. C. brachte am 24. Juni 1885 eine Miniſterialbeſchwerde 
gegen das vorſtehend ſkizzirte Verfahren, ſowie bei der Polizeidirection 
einen Recurs gegen das Straferkenntniß ein. 

Dr. C. erblickte nach ſeiner Miniſterialbeſchwerde u. A. eine 
Ungeſetzlichkeit in dem Auftrage der Statthalterei au die Polizeidirection 
zur Durchführung der Strafamtshandlung, weil die kaiſ. Verordnung 
vom 20. April 1854 nur auf Eingaben, welche bei politiſchen oder polizei⸗ 
lichen Behörden, nicht aber auch auf Beſchwerden an den Verwaltungs⸗ 
gerichtshof, vor welchem das belangte Miniſterium ebenſo wie der Beſchwerde⸗ 
führer nur Streittheil ſei, Anwendung finden könne; es habe daher der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof eine angebliche Beleidigung zu ahnden, oder es hätte 
dem Ackerbauminiſterium erübrigt, bei dem Verwaltungsgerichtshofe ſeine 
Beſchwerde vorzubringen oder die Anzeige an die Advocatenkammer oder 
an das ordentliche Gericht zu erſtatten. Weiters erblickt Recurrent eine 
Ungeſetzlichkeit in der Entſcheidung der Statthalterei über die Vorſtellung 
gegen die Einleitung der Strafamtshandlung ſeitens der Polizei, weil die 
Statthalterei über etwas entſchied, das noch nicht Gegenſtand der erſt— 
inſtanzlichen Entſcheidung war und bat um Annullirung des gefällten 
Straferkenntniſſes, ſowie überhaupt des ganzen Strafverfahrens. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat diesfalls am 28. Sep⸗ 
tember 1885, ad Nr. 12.561, nachfolgend entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet aus Aulaß der Beſchwerde 
des Hof⸗ und Gerichtsadvocaten in W. Dr. C. das gegen denſelben 
nach § 12, lit. c der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, 
R. G. Bl. Nr. 96, eingeleitete Strafverfahren wegen das k. k. Ackerbau⸗ 
minifterium beleidigender Schreibart in einer bei dem Verwaltungs⸗ 
gerichtshofe eingebrachten Beſchwerde gegen eine Entſcheidung des 
genannten Miniſteriums, ſowie die im Zuge dieſes Verfahrens gefällten 
Entſcheidungen als den geſetzlichen Vorſchriften nicht entſprechend von 


Amtswegen zu beheben, weil in dem vorliegenden Falle, wo die den 
Gegenſtand der Beanſtändung bildende Eingabe des Dr. C. nicht bei 
dem k. k. Ackerbauminiſterium ſelbſt eingebracht worden und auch nicht 
an dieſes Miniſterium gerichtet iſt, den Thatbeſtand einer nach § 12, 
lit. e der bezogenen kaiſ. Verordnung ſtrafbaren Uebertretung, deren 
Ahndung in die Competenz der politiſchen Behörden fällt, überhaupt 
nicht vorhanden iſt.“ E 


Geſetze und Berordnungen. 


1885. II. Semeſter. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 3. Juli. — 21. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 25. Juni 1885, Z. 6759, betreffend die Verlängerung 
der Mauthconceſſion für die Draubrücke in Föderlach. 

XX. Stück. Ausgeg. am 14. Juli. — 22. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 10. Juli 1885, 8. 7252, betreffend die Stempel⸗ 
und Gebührenſreiheit für die Verbauung des Klauſenkofel⸗Sammelgebietes. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 6. Auguſt. 23. Geſetz vom 5. Juli 1885, 
giltig für das Herzogthum Kärnten, betreffend die Theilung gemeinſchaftlicher 
Gruudſtücke und die Regulirung der hierauf bezüglichen Benützungs⸗ und 
Verwaltungsrechte. 

XXII Stück. Ausgeg. am 8. Auguſt. 24. Uebereinkommen vom 
27. Juni 1885 zwiſchen der k. k. Landesregierung und dem kärntneriſchen Landes- 
ausſchuſſe zum Zwecke der Durchführung der Glanregulirung. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 31. Auguſt. 25. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 27. Auguſt 1885, Z. 9154, betreffend die 
Feſtſtellung der Landestheile und Wildbachgebiete, in welchen die Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 1. März 1885, L. G. Bl. Nr. 13, über die Anmeldung 
von Kahlſchlägen und über die Fällung, Bringung und Lagerung von Hölzern 
Anwendung findeu. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 13. October. — 26. Kundmachung der Grazer 
k. k. Poſt⸗ und Telegraphendirection vom 3. October 1885, womit das Poſtritt— 
geld ſür das Winterſemeſter 1885 1886 feſtgeſetzt wird. 

XXV. Stück. Ausgeg. am 28. November. 27. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 21. November 1885, Z. 12 498, betreffend die 
Verpflegsgebühr im öffentlichen Krankenhauſe zu Wolfsberg. 

XXVI. Stück. Ausgeg. am 9. December. — 28. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 30. November 1885, 3. 4520, betreffend die Auf 
ſtellung von Sachkundigen und als befähigt anerkannten Wirthſchaftsführern für 
die Bewirthſchaftung der Walder und Forſte. 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 16. December. — 29. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 4. December 1885, Z. 12.542, womit die 
Abſchnitte III und VII der neuen mit 1. Jänner 1886 in Wirkſamkeit tretenden 
Inſtruction zur Ausführung der Wehrgeſetze verlautbart werden. 

XXVIII. Stück. Ausgeg, am 20. December. — 30. Kundmachung vom 
13. December 1885, betreffend die Beſtimmung der zu den periodiſchen Waffen- 
übungen im Jahre 1886 einzuberufenden Jahrgänge der Landwehrmannſchaft. 

XXIX. Stück. Ausgeg. am 24. December. — 31. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 15. December 1885, Z. 13.259, betreffend die 
dem Karl Kuſchei ertheilte Bewilligung zur Forteinhebung von Mauthgebühren 
an der Drahtſeilüberfuhr über die Drau zwiſchen Pudlach und Lavamünd. — 


32. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 17. December 1885, 


8. 13.715, betreffend die Einſtellung der Schiff- und Floßfahrt auf dem Drau⸗ 
fluſſe zwiſchen Krajach und dem Drauregulirungsbaue unterhalb der Hollenburger 
Brücke vom 25. December 1885 bis 30. April 1886. 

XXX. Stück. Ausgeg. am 29. December. — 33. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 24. December 1885, Z. 13.902, betreffend die 
Verpflegsgebühr in der Landes⸗Irrenanſtalt zu Klagenfurt für das Jahr 1886. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Miniſterial⸗Viceſecretär Joſeph Lachmayer 
zum Miniſterial⸗Secretär im Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Mtniſterial⸗Concipiſten im Miniſterium für 
Cultus und Unterricht Otto Steiner Freiherrn von Pfungen anläßlich deſſen 
Penſionirung den Titel und Charakter eines Miniſterial⸗Viceſeeretärs verliehen. 
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Seine Majeſtät haben dem Forſtinſpections⸗Commiſſär Johaun Dworak 
in Linz den Titel und Charakter eines Ober⸗Forſteommifſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Finanz⸗Landesdirection 
in Wien Johann Dietrich taxſrei den Titel und Charakter eines Rechnungs⸗ 
rathes verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die Finanz⸗Obercommiſſäre Otto Sporner und 
Dominik Polesovsky zu Finanzſecretären, dann die Finanzcommiſſäre Otto 
Schmidt und Ernſt Weiß zu Finanz⸗Obercommiſſären bei der Finanz⸗Landes⸗ 
direction in Brünn ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Haupteaſſier bei dem Miniſterial⸗Zahlamte 
Julius Kral zum Controlor ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den proviſoriſchen Finanzprocuraturs⸗Secretär 
Dr. Peter Botteri zum definitiven Secretär der Finanzprocuratur in Zara 
ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Poſt⸗Haupteaſſier Franz 
Jaroſch zum Zahlmeiſter und die Poſtcaſſiere Joachim Ronacher und Eduard 
Cunz Ritter von Kronhelm zu Hauptcaſſieren bei der Poſtdirectionscaſſe in 
Wien ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat deu Poſtcommiſſär Ferdinaud 
Machek und den Poſtcontrolor Karl Hart berger zu Ober⸗-Poſtcontroloren in 
Wien ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Pofteontrofor Wilhelm 
Krauß zum Ober-Poſtcontrolor im Poſtcursbureau ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Miniſterial-Concipiſten Georg Rukavina 
von Liebſtadt zum Miniſterial⸗Viceſecretär und deu Bezirkscommiſſär in Sechs⸗ 
haus Heinrich Grafen Beuſt zum Miniſterial-Concipiſten im Ackerbauminiſterium 
ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Adminiſtrations-Adjuncten der Forſt⸗ und 
Domänen⸗Direction in Lemberg Theodor Bilinski zum Adminiſtrations⸗ 
Secretär und den Adminiſtrations⸗Concipiſten der Forſt⸗ und Domänen⸗Direction 
in Görz Heinrich Tomaſini zum Adminiſtrations⸗Adjuncten ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpections⸗Adjuncten Julius Walter 
zum Forſtinſpections⸗Commiſſär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpections-Adjuncten Joſeph Kir ch⸗ 
lechner zum Forſtinſpections⸗Commiſſär ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Miniſterial⸗Concipiſten 
Joſeph Kanera zum Miniſterial⸗Viceſecretär und den ſteiermärkiſchen Statt⸗ 
halterei⸗Concipiſten Karl Grafen Stürgkh zum Miniſterial⸗Concipiſten im Minis 
ſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den fürſtlich Schwarzen⸗ 
berg'ſchen Archivs⸗Adjuncten Felix Zub in Wittingau zum Conſervator der 
Centralcommiſſion für Erforſchung und Erhaltung der Kunft- und hiſtoriſchen 
Denkmale für Böhmen ernannt. 


Erledigungen. 

Secretärsſtelle an der Franz⸗Joſeph⸗Univerſität in Czernowitz mit den 
Bezügen der neunten Rangsclaſſe, bis 28. Juni 1886. (Amtsbl. Nr. 130.) 

Oberingenieursſtelle im Staatsbaudienſte von Böhmen mit den Bezügen 
der achten Rangsclaſſe, bis 20. Juli 1886. (Amtsbl. Nr. 131.) 

Finanz⸗Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe im Bereiche der 
niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection, binnen vier Wochen. (Amtsbl. 
Nr. 135.) 
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